Tarifstreit 

Verdi legt Flughäfen und Nahverkehr lahm 

Mit Beginn der Frühschicht ist am Dienstagmorgen in Deutschland eine neue Welle von Warnstreiks im öffentlichen Dienst angerollt. 

An den Flughäfen Frankfurt/Main, Düsseldorf, Stuttgart und München müssen Passagiere Beeinträchtigungen des Flugverkehrs in Kauf nehmen. Dort wollen Beschäftigte des Bodenpersonals und der Flughafen-Feuerwehr ihre Arbeit kurzfristig niederlegen.

Allein am größten deutschen Flughafen in Frankfurt wurden mehr als 200 Flüge gestrichen. Am Franz-Josef-Strauß-Flughafen in München sollen bis 12 Uhr am Mittag außer ankommenden Interkontinentalflügen alle planmäßigen Verbindungen ausfallen.

Verkehrschaos in mehreren Städten Nordrhein-Westfalens

In Nordrhein-Westfalen, wo die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi allein 30.000 Beschäftigte zu Protesten aufgerufen hat, droht ein Verkehrschaos. In Köln, Bonn, Duisburg und Essen blieben zu Betriebsbeginn alle Busse und Straßenbahnen in den Depots.
Auch in anderen Städten und Regionen Deutschlands kam es zu Behinderungen im Nahverkehr. So standen in Augusburg, Stuttgart und Chemnitz ebenfalls die Räder vieler Busse und Bahnen still. In Niedersachsen und Bremen hat Verdi auch Streikaktionen geplant.

Bsirske: „Wir zahlen nicht die Zeche der Reichen“

Einen Tag vor der zweiten Verhandlungsrunde im Tarifkonflikt in Kassel hat die Gewerkschaft mit den Warnstreiks die Gangart verschärft. Bereits am Montag hatte Verdi mit bundesweiten Protestaktionen das öffentliche Leben in vielen Regionen lahm gelegt.
Die Gewerkschaft fordert mindestens drei Prozent mehr Einkommen für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes. Die Arbeitgeber von Bund, Ländern und Gemeinden wollen dagegen eine Nullrunde durchsetzen.
Verdi-Chef Frank Bsirske sagte am Dienstagmorgen bei einer Protestkundgebung auf dem Düsseldorfer Flughafen, die Warnstreiks seien ein klares Indiz, dass sich die Dinge zuspitzten. Sollte es am Mittwoch bei der Tarifrunde zu keiner Einigung kommen, seien Urabstimmung und Streiks absehbar. „Dass wir die Zeche dafür zahlen sollen, dass den Reichen Steuern geschenkt werden, ist nicht drin“, sagte Bsirske.
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